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Meinen  Eltern  gewidmet 





„Die Gesellschaft muß doch auch zum Teil selbstthätig 
mitwirken zu ihrem Schutze wider verbrecherische 
Angriffe.  Sie ist doch wahrlich kein unmündiges Kind, das 
sich nicht wehren kann! " 

Binding, Grundriß des Deutschen Straf rechts, 8. Aufl. 
Leipzig 1913, S. XIX. 





Vorwort 

Gewerbliche Wach- und Sicherheitsunternehmen übernehmen heute Ge-
fahrenabwehraufgaben  in weiten „öffentlichen"  oder „öffentlichkeitswirk-
samen" Bereichen - in Kernkraftwerken,  Bahnhöfen, Bundeswehreinrich-
tungen usw. - Wohin soll der Weg gehen? Soll es in Zukunft eine weitere Pri-
vatisierung der Gefahrenabwehr  geben, oder muß jene Tendenz wieder 
rückgängig gemacht werden? Bedarf  es neuer, polizeirechtlichen Befugnis-
normen vergleichbarer Handlungserlaubnisnormen für professionelle pri-
vate Ordnungsschützer oder reicht ζ. B. die strafrechtliche  Nothilfevor-
schrift? Genügen die geltenden gewerberechtlichen Vorschriften  den Anfor-
derungen für eine effektive  Berufszugangs- und -ausübungskontrolle? 

Ich plädiere für einen sehr weitgehenden Einsatz privater Unternehmen 
im Bereich der Gefahrenabwehr.  Die für Jedermann geltenden Notrechte 
reichen als Tätigkeitsgrundlage; der Gesetzgeber braucht sich also nicht 
einzuschalten. Die Gewerbeaufsicht muß freilich u. U. intensiviert werden 
und auch den Gesichtspunkt der fachlichen Qualifikation des Gewerbetrei-
benden erfassen; hierfür  genügen die derzeitigen Gewerbeaufsichtsvor-
schriften indes gleichfalls. - Mi t diesen hier pointiert zusammengefaßten 
Ergebnissen sind die Thesen der Arbeit umrissen; mag man sich nunmehr 
daran stoßen oder sie, was ich wünschenswert fände, verstärkt in die Praxis 
umsetzen. 

Die Untersuchung hat im Sommersemester 1987 der Juristischen Fakultät 
der Bayerischen Julius-Maximilians-Universität Würzburg als Dissertation 
vorgelegen. Während der Drucklegung wurde die Veröffentlichung  der 
Abhandlung von Bracher zum gleichen Problembereich angekündigt; sie 
konnte hier leider keine Berücksichtigung mehr finden. Die Diskussion 
wird, dessen darf  man sicher sein, anhalten. 

Für die Unterstützung bei der ziemlich zügigen Fertigstellung der Arbeit 
habe ich vielen zu danken. Genannt seien hier vor allem der Polizeipräsident 
von Oberbayern und der Bundesverband der Deutschen Wach- und Sicher-
heitsunternehmen, die mich mit umfangreichem Material und wertvollen 
Hinweisen bedachten. 

Von besonderem Nutzen waren mir freilich die zahlreichen Gespräche, die 
ich mit den beiden Betreuern der Arbeit führen konnte: meinem Doktor-
vater, Herrn Prof.  Dr. Franz-Ludwig Knemeyer von der öffentlich-recht-
lichen, sowie Herrn Prof.  Dr. Ulrich Weber von der strafrechtlichen  Zunft. 
Von ihnen habe ich viele Anregungen und Ideen erhalten, die in diese Unter-
suchung eingeflossen sind. 

Bonn-Bad Godesberg, im Juni 1987 Mahlberg 
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Abkürzungen 

Es werden die üblichen Abkürzungen verwendet, die - bis auf die nachfolgend auf-
geführten - dem Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, bearbeitet von Hilbert 
Kirchner und Fritz Kastner, 3. Aufl., Berlin und New York 1983, folgen. 

DNP = Die Neue Polizei 
DP = Die Polizei 
FS = Festschrift 
Kr im = Kriminalistik. Zeitschrift  für die gesamte kriminalistische 

Wissenschaft und Praxis 
ME = Musterentwurf 
m. N. = mit Nachweisen 
SZ = Süddeutsche Zeitung 
VwR = Verwaltungsrecht 
W + S = (Halbjahresschrift  des Bundesverbandes des Deutschen Wach- und 
Information Sicherheitsgewerbes) 





Einleitung 

Tätigkeit auf dem Gebiet der öffentlichen  Sicherheit und Ordnung wird 
auf den ersten Blick untrennbar und ausschließlich mit den Stichworten 
„Polizei" und „Staatsaufgäbe" assoziiert - eine geradezu instinktive gedank-
liche Begriffskombination,  welcher das einschlägige Schrifttum durchgehend 
Vorschub leistet. Von einem „Kernbestand" staatlicher Aufgaben 1 liest man 
da, zu denen vor allem die öffentliche  Sicherheit und Ordnung zähle2. Im 
Zusammenhang mit gefahrenabwehrender  Tätigkeit ist von „ausschließlich 
hoheitlicher Verwaltung" und dem „Paradebeispiel staatlicher Eingriffs-
verwaltung" die Rede3. „Polizeiaufgaben" in Verbindung mit privater 
Tätigkeit - nach dieser Verbindung sucht man auch in den4 Darstellungen 
des Polizeirechts vergeblich. 

Dieser grobe Befund ist um so erstaunlicher, als gefahrenabwehrende 
Tätigkeit durch Private tatsächlich ein altbekanntes Phänomen ist - man 
denke an die längst etablierten - „Wach- und Schließgesellschaften", die 
auf gewerblicher Basis Sachwerte vor Rechtsbrechern schützen. 

Sofern sich die Polizeirechtswissenschaft  in der Vergangenheit überhaupt 
einmal mit dieser privaten Gefahrenabwehr  befaßte, tat sie dies in Form 
säuberlicher Aus- und Abgrenzung: „Hauptgebiet des polizeilichen Wir-
kens ist die Aufrechterhaltung  der öffentlichen  Ordnung und Sicherheit, 
das Betätigungsfeld bleiben Straßen und Plätze, Versammlungsorte und 
Verkehrsmittelpunkte. Das Innere der Privathäuser dagegen, Wohnung 
und Gesellschaftsräume entziehen sich der polizeilichen Beobachtung .. . 
In diesen Ausführungen ist knapp und klar die Grenze polizeilicher und 
„privatpolizeilicher" Arbeit gezogen"5. 

Auf diesem Erkenntnisstand ist die Rechtswissenschaft, so scheint es, ste-
hengeblieben, dieweil das private „Wach- und Sicherheitsgewerbe", wie es 
sich heute nennt, eine bemerkenswerte Metamorphose erlebt hat: Nicht 
mehr nur das „Innere der Privathäuser" und deren Umgebung ist Betäti-

1 Martens,  Öffentlich  als Rechtsbegriff,  S. 131. 
2 Statt vieler Peters,  Öffentliche  und staatliche Aufgaben, Festschrift  Nipperdey, 

S. 877 (892); Bull,  Die Staatsaufgaben nach dem Grundgesetz, S. 347 ff.,  jeweils mit 
zahlreichen N. 

3 von Münch  in Erichsen  /  Martens,  VwR AT, S. 20; Isensee, Subsidiaritätsprinzip 
und Verfassungsrecht,  S. 89 f. 

4 Meisten; eine Ausnahme machen Riegel, POR, S. 78 ff.,  sowie neuerdings Busch 
u. a., Die Polizei in der Bundesrepublik, S. 41 ff. 

5 Katschke  /  Schmid,  Das Recht des Wachgewerbes, S. 11. 
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gungsfeld der Unternehmen, sondern U-Bahnhöfe 6, Sportplätze und Flug-
häfen7, also „die Öffentlichkeit",  der Verkehrsraum des Massenpublikums. 
Selbst Objekte des hochsicherheitsempfindlichen Bereiches, nämlich Bun-
deswehreinrichtungen8 und Kernkraftwerke 9 werden von gewerblichen 
Unternehmen bewacht. In all jenen Bereichen halten „private Sicherheits-
dienste", wie sie im folgenden kurz bezeichnet werden, inzwischen die 
„Ordnung" aufrecht. 

Erstmals gegen Mitte der 70er Jahre gerieten einzelne dieser Unterneh-
men in die Presseschlagzeilen10 sowie nachfolgend auch in die öffentliche 
Diskussion. Als besonders schlagzeilenträchtig erwies sich hierbei ein Mün-
chener Unternehmen, für dessen Personal sich rasch nach der von ihm 
getragenen Uniform die Bezeichnung „Schwarze Sheriffs" eingebürgert 
hatte. Im Zeitraum von wenigen Jahren war dieses Unternehmen 15 mal 
Gegenstand kleiner und großer Anfragen im Bayerischen Landtag und dar-
über hinaus Anlaß für diverse (kürzere) Einzelabhandlungen im juristischen 
Schrifttum 11. 

Erstmals 1976, sodann eingehend 1977 sowie erneut 1980 befaßte sich ein 
Seminar der Polizeiführungsakademie in Hiltrup mit dem Problembereich. 
1977 hielt der Hamburger Staatsrechtler Hoffmann-Riem erstmals ein 
grundsätzlich gehaltenes Referat,  in dem er die Zulässigkeit derartiger 
„öffentlicher"  Gefahrenabwehrtätigkeit  Privater rundweg verneinte und 
den Gesetzgeber zum Einschreiten aufforderte 12. Nach diesem Signal ist 
die Reihe der kritischen Stellungnahmen zum Thema „private Sicherheits-
dienste" nicht verstummt13. 

1982 befaßte sich der Bundesminister des Innern mit der Problematik. Er 
kam einem Auftrag des Innenausschusses des Deutschen Bundestages nach 

6 Hierzu Honigl,  Tätigwerden von Privaten, S. 44 (FN 43). 
7 Hierzu etwa Pfennig,  Die Wahrnehmung von Sicherheitsaufgaben durch private 

und öffentliche  Einrichtungen, PFA 1980, S. 7 (22 ff.);  Bericht BMI 1986, S. 8. 
8 Vgl. etwa Protokoll der Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 5. 12. 1984 

(BT-Drucksache 10/2544), abgedruckt unter dem Titel „Bundeswehrobjekte und 
zivile Bewachung" in W+S Information 162, 33 ff. 

9 Vgl. Roßnagel,  Zum Schutz kerntechnischer Anlagen, ZRP 1983, 59 f. 
1 0 Zahlreiche Beispiele werden zitiert und kommentiert von Hammacher,  Betrieb-

licher Werkschutz, PFA 1980, 59 (60 - 62). 
1 1 Vgl. insoweit den einleitenden Bericht von Roßnagel,  Zum Schutz kerntechni-

scher Anlagen, ZRP 1983, 59 f.; aus der Presse vgl. statt zahlreicher Einzelmeldungen 
den zusammenfassenden Bericht unter der Überschrift  „Körperverletzung und Mein-
eid" in SZ vom 7./8. 12. 1985, S. 19. Auch das BVerfG hat sich mittelbar mit den 
Schwarzen Sheriffs und ihrer „Publicity" befassen müssen, als es die Frage entschied, 
inwieweit kritisch-polemische Presseberichte über das Unternehmen vom Grund-
recht der Pressefreiheit  gedeckt seien (BVerfG BayVBl. 1985, 749 f.). 

1 2 Abgedruckt in den Mitteilungen der Polizeiführungsakademie sowie in ZRP 
1977, 277 ff.;  nach letzterer Fundstelle wird im folgenden zitiert. 

1 3 Rechtswissenschaftliche Abhandlungen zum Themenbereich sind in dieser 
Untersuchung, soweit ersichtlich, vollständig berücksichtigt; insoweit sei auf das 
Literaturverzeichnis verwiesen. 
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und erstattete diesem, nach Fühlungnahme mit den Innenministerien der 
Länder und diversen Verbänden, einen Bericht über den Themenkomplex 
des privaten Sicherheitsgewerbes14. 

In seiner Gesamtbeurteilung kann man diesem Bericht zwar eine grund-
sätzlich „positive" Tendenz bescheinigen; indes werden rechtlich noch 
wenig geklärte „neuralgische Punkte" namhaft gemacht und kritisch ange-
sprochen: das Verhältnis privater Gefahrenabwehr  zum gemeinhin als 
„staatlich" apostrophierten Charakter der Gewährleistung öffentlicher 
Sicherheit und Ordnung; Rechtsgrundlagen für die mit Eingriffen  verbun-
dene Tätigkeit professioneller  privater Wachleute; gewerberechtliche Pro-
bleme der Zulassung und Überwachung privater Sicherheitsdienste15. 

Mit diesen Problemkreisen ist der Gegenstand der vorliegenden Abhand-
lung im wesentlichen umrissen. Sie unternimmt den Versuch, die Tätigkeit 
auf dem Gebiet der öffentlichen  Sicherheit und Ordnung in das Kompetenz-
verteilungssystem zwischen Privaten und Staat vor dem Hintergrund 
beträchtlichen privaten Engagements auf diesem Sektor einzuordnen und 
die Frage nach der Zulässigkeit derartiger privater Betätigung grundsätz-
lich zu klären. Diese Untersuchung ist zum jetzigen Zeitpunkt fällig; denn 
die Diskussion über jene Frage hält erkennbar - und kontrovers - an16. 

Ihr vorläufig spektakulärstes Ergebnis dürfte die Kündigung des Überwa-
chungsvertrages der Stadt München mit den „Schwarzen Sheriffs" sein, die 
seitens des Münchener Stadtrats Ende 1985 ausgesprochen wurde und in 
ersten Teilen 1987 Wirksamkeit erlangen wird 1 7 . Die in diesem Zusammen-
hang gewechselten Argumente sind unverkennbar stark von politischen 
Vorstellungen geprägt und haben leider die Ebene unvoreingenommener 
juristischer Deduktion weitgehend verlassen. Die Auseinandersetzung im 
Münchener Stadtrat um die Kündigung der „Schwarzen Sheriffs" macht 
das exemplarisch deutlich18. 

Mit den Stichworten „Privatpolizei" oder sogar „Privatarmee" lehnt die 
eine Seite jegliches Engagement Privater im Gefahrenabwehrsektor  rund-

1 4 Im folgenden zitiert als Bericht BMI 1982. 
1 5 Eine Kurzfassung des Berichts mit Zusammenfassung der Problembereiche in 

DP 1985, 33 ff.  unter der Überschrift  „Die Aufgabenverteilung zwischen privaten 
Sicherheitskräften  und der Polizei beim Schutz gefährdeter  Objekte und Personen". 
- Inzwischen ist der Bericht des BMI fortgeschrieben  worden - Fortschreibung zitiert 
als Bericht BMI 1986 - , ohne daß sich in einem Punkt eine geänderte Stellungnahme 
ergeben hätte. 

1 6 Kurz vor Weihnachten 1985 waren die „Schwarzen Sheriffs" Gegenstand eines 
Fernsehberichtes der ARD, der von Wolfbauer  unter der Überschrift  „Schwarze 
Sheriffs nicht lauter schwarze Schafe", BayGemZ 1986, S. 3 kritisch besprochen 
wurde. 

1 7 Vgl. hierzu Sonderberichte der SZ vom 7./8.12.1985, S. 19, unter der Überschrift 
„Für Münchens Untergrund: Staatlicher Werkschutz statt einer umstrittenen Privat-
truppe". 

1 8 Vgl. den eingehenden Bericht der SZ vom 4. 12. 1985, S. 14. 


